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Umweltverträglichkeitsprüfung und Strategische 
Umweltprüfung als Instrumente des Ressourcenschutzes
Environmental Impact Assessment and Strategic Environ-
mental Assessment as Instruments of Resource Conservation
Vor dem Hintergrund der aktuellen Ressourcenschutzdiskussion wird im Beitrag erläutert, wie
Ressourcenschutzbelange in den bestehenden UVPG-Schutzgütern, aber auch darüber hinaus in der
Umweltprüfung stärker berücksichtigt werden können. In diesem Zusammenhang stellen die räum-
lichen und zeitlichen Systemgrenzen der Umweltprüfung eine besondere Herausforderung dar. 
Es werden erste Ansätze dargestellt, wie ressourcenbezogene Umweltwirkungen und stoffliche und
energetische Inanspruchnahmen in die Planungspraxis übernommen werden können.
In light of the current debate on resource conservation and scarcities, this article discusses 
how these issues could be more appropriately considered in EIA and SEA, either within their 
current scope as well as beyond. A particular challenge is the question where to draw spatial and
temporal system limits in environmental assessments. This article presents approaches to integrate 
resource-related environmental impacts and material and energetic consumption in current 
planning procedures.
Deutschland; Strategische Umweltprüfung; Umweltverträglichkeitsprüfung; Ressourcenschutz;
Defizitanalyse; Bewertungsmethoden
Germany; Strategic environmental assessment; Environmental impact assessment; Resource conser-
vation; Shortcoming analyses; Evaluation methods
intergrund und 
Veranlassung
Die weltweite Nutzung natürlicher Res-
sourcen wie erneuerbarer und nicht er-
neuerbarer Rohstoffe, Boden, Fläche,
Wasser, Luft oder Energie hat Ausmaße
angenommen, die auch vor dem Hinter-
grund eines erwarteten globalen Bevöl-
kerungswachstums auf neun Mrd. Men-
schen in vielen Bereichen weit über be-
stehende planetare Grenzen hinausge-
hen (Rockström et al. 2009a; UNEP
2011a). Die Initiative für ein ressour-
ceneffizientes Europa im Rahmen der
Strategie 2020 der Europäischen Union
stellt daher mit Blick auf ökologische,
aber auch ökonomische und soziale Fol-
gen unmissverständlich fest: „Continu-
ing our current patterns of resource use
is not an option“ (COM 2011a: 2).
Damit verbunden sind auch Diskus-
sionen über die zukünftige Verfügbar-
keit von natürlichen Ressourcen. Ausge-
hend von Energieträgern beziehen diese
zunehmend weitere Ressourcen und Roh-
stoffe ein, von der Fläche über Wasser
bis hin zu den Seltenen Erden, die für
Zukunftstechnologien und die Energie-
wende von herausragender Bedeutung
sind. Auf den Punkt gebracht wird die-
ser Diskurs im Begriff des „peak every-
thing“ (Heinberg 2007), also einer Si-
tuation, in der die globalen Ressourcen-
inanspruchnahmen und Produktionspro-
zesse an vielfältige Knappheitsgrenzen
stoßen. Es bedarf daher konzeptioneller
Ansätze, zukünftiges Wirtschaftswachs-
tum (sofern man an diesem Paradigma
festhält) vom Ressourcenverbrauch und
den damit verbundenen negativen Um-
weltauswirkungen zu entkoppeln (UNEP
2011b), um auf diese Weise sozio-öko-
nomische Entwicklung und Prosperität
zu ermöglichen und gleichzeitig die öko-
logischen Systeme und ihre Tragfähig-
keit zu erhalten.
Wie sind vor diesem Hintergrund
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
und die Strategische Umweltprüfung
(SUP) als Instrumente des Ressourcen-
schutzes einzuordnen? Das 2012 von 
der Bundesregierung verabschiedete
Deutsche Ressourceneffizienzprogramm
(ProgRess) enthält den Auftrag, die Res-
sourceneffizienz bei der Weiterentwick-
lung des rechtlichen Rahmens auf natio-
naler Ebene zu berücksichtigen. Zu die-
sem rechtlichen Rahmen zählt ProgRess
ausdrücklich das Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung. Das Um-
weltbundesamt hat diesen Prüfungsauf-
trag zum Anlass genommen, ein F+E-Vor-
haben zum Ressourcenschutz in der Um-
weltprüfung (FKZ 3712 13 104) zu verge-
ben, dessen Ergebnisse hier dargestellt
werden. Eine Beurteilung der sich aus
dem Forschungsvorhaben ergebenden
rechtlichen Anpassungserfordernisse
des UVPG war nicht Gegenstand des For-
schungsvorhabens.
Vor diesem Hintergrund ist es Ziel
dieses Beitrags, Defizite von UVP und
SUP hinsichtlich des Ressourcenschutzes
darzustellen, Ansätze zur Behebung der
Defizite aufzuzeigen und anhand eines
Beispiels eine mögliche praxisnahe, res-
sourcenschutzbezogene Prüfmethode für
ein konkretes Betrachtungsdefizit zur
Diskussion zu stellen sowie notwendige
Forschungsperspektiven zu beschreiben,
die der Umsetzung in der Praxis voraus-
gehen müssten.
Begriffsdefinition 
natürliche Ressourcen und 
Ressourcenschutz
Die verstärkte Berücksichtigung „natür-
licher Ressourcen“ in UVP- und SUP-Ver-
fahren erfordert zunächst eine Klärung,
was tatsächlich unter diesem Begriff
verstanden werden soll. Angesichts der
Aktualität des Themas und der Vielzahl
wissenschaftlicher und politischer De-
batten um nachhaltige Ressourcennut-
zung, Ressourceneffizienz oder -produk-
tivität erscheint es erstaunlich, dass die
H
verschiedenen expliziten oder implizi-
ten Definitionsansätze doch deutlich
voneinander abweichen (Schütz & Brin-
gezu 2008). Natürliche Ressourcen sind
dabei umfassender zu definieren als die
in der öffentlichen Diskussion häufig fo-
kussierten nicht erneuerbaren Primär-
Rohstoffe: „Natürliche Ressourcen sind
alle Bestandteile der Natur, die für den
Menschen einen Nutzen stiften, sei es
direkt durch ihren konsumtiven Ge- oder
Verbrauch oder indirekt als Einsatzstof-
fe bei der Produktion von Sachgütern
und Dienstleistungen (...)“ (UBA 2002:
127). Hinzuzurechnen sind sämtliche in-
direkten Leistungen der Natur, die eine
essenzielle Voraussetzung für die Ver-
fügbarkeit der ökonomisch direkt ver-
wertbaren Ressourcen bilden und das
Überleben der Menschheit an sich ge-
währleisten: Die Aufnahme von Emissio-
nen als Senkenfunktion und die Auf-
rechterhaltung ökologisch-biogeochemi-
scher Systeme, der Biodiversität sowie
des atmosphärischen Strahlungshaus-
halts. Die für dieses Vorhaben maßgeb-
liche Definition natürlicher Ressourcen
ergibt sich aus dem 2012 veröffentlich-
ten Glossar Ressourcenschutz (UBA
2012). Demnach werden als natürliche
Ressourcen sowohl erneuerbare (Wasser,
Luft, biogene Rohstoffe) als auch nicht
erneuerbare Primärrohstoffe, der phy-
sische Raum, Umweltmedien wie Luft,
Wasser und Boden, strömende Ressour-
cen (Erdwärme, Wind-, Sonnen- und
Gezeitenenergie) und die Biodiversität
betrachtet (vgl. Abb. 1). Die gemeinsame
Schnittmenge der UVPG-Schutzgüter und
der natürlichen Ressourcen umfasst die
Umweltmedien und die Biodiversität.
Über die Betrachtungen in Umweltprü-
fungen gehen die Aspekte „strömende
Ressourcen“ und „Primärrohstoffe“ nach
der UBA-Definition der natürlichen Res-
sourcen hinaus. Auch der „physische
Raum“ ist nicht explizit im UVPG enthal-
ten. Da eine Ressource ein Mittel ist, das
in einem Prozess genutzt wird oder ge-
nutzt werden kann, kommt Wasser und
Luft neben der Eigenschaft als Umwelt-
medium zusätzlich noch die Eigenschaft
als (Primär-)Rohstoff zu.
Nach Definition des UBA können un-
ter dem Begriff des Ressourcenschutzes
zunächst sämtliche Maßnahmen „zum Er-
halt oder zur Wiederherstellung natürli-
cher Ressourcen“ (UBA 2012: 25) ver-
standen werden, während Ressourcen-
schonung die „sparsame Nutzung natür-
licher Ressourcen mit dem Ziel der Er-
haltung ihrer Menge und Funktion“ ist.
Ressourcenschutz umfasst damit sowohl
Ansätze zur Steigerung der Effizienz des
Einsatzes natürlicher Ressourcen, der
Senkung der mit ihrem Einsatz verbun-
denen Umweltauswirkungen (Konsistenz)
sowie Suffizienz-Ansätze zur „Verringe-
rung der Nachfrage nach Gütern und
Dienstleistungen“ (UBA 2012: 36).
Bisherige Berücksichtigung 
der natürlichen Ressourcen
bzw. des Ressourcenschutzes 
in UVP und SUP
Derzeit ist im UVPG der Ressourcen-
schutz nicht explizit festgeschrieben.
Eine Ausnahme stellt die Ermittlung der
SUP-Pflicht von Plänen und Programmen
nach § 14b (3) UVPG dar: hierbei geht es
um die konditionale SUP-Pflicht durch
Rahmensetzung; eine Rahmensetzung
kann durch Plan- oder Programm-Festle-
gungen u. a. zur Inanspruchnahme von
Ressourcen gegeben sein.
Der Umstand, dass Ressourcen und
UVP-Schutzgüter sprachlich und inhalt-
lich teilweise deckungsgleich sind, führt
dazu, dass einzelne Ressourcenfunktio-
nen in UVP und SUP behandelt werden 
(v. a. bezüglich der Umweltmedien Bo-
den, Wasser, Luft). Dies bedeutet aller-
dings nicht, dass der Ressourcenschutz
per se ein Untersuchungsgegenstand des
UVPG ist.
Trotz begrifflicher Übereinstim-
mung von UVPG-Schutzgütern und natür-
lichen Ressourcen unterscheiden sich
die Blickwinkel auf die Untersuchungs-
gegenstände deutlich. Der Fokus der Um-
weltprüfungen richtet sich auf die
UVPG-Schutzgüter und die erheblichen
Umweltauswirkungen, die durch Vorha-
ben bzw. Pläne und Programme verur-
sacht werden. Die natürlichen Ressour-
cen werden unter dem Aspekt der
menschlichen Nutzung betrachtet, da-
her steht beim Ressourcenschutz die
menschliche Nutzung im Vordergrund:
Die Strategien des Ressourcenschutzes –
Effizienz (z. B. Erhöhung des Nutzens bei
gleichbleibendem Ressourceneinsatz),
Konsistenz (Senkung der Ressourcen-
inanspruchnahme z. B. durch Substituti-
on) und Suffizienz (Verringerung der
Nachfrage nach Gütern und Dienstleis-
tungen) – dienen dazu, die Nutzungs-
möglichkeit von Ressourcen zu verlän-
gern. Dies bedeutet jedoch nicht
zwangsläufig eine umweltverträgliche
Ressourcennutzung.
Bestandsaufnahme mit 
Fallstudien
Um einen Eindruck zu erhalten, wie
Aspekte des Ressourcenschutzes in Um-
weltprüfungen behandelt werden, wurde
im Forschungsvorhaben eine Bestands-
aufnahme durchgeführt. Die zweistufige
Bestandsaufnahme gliedert sich in eine
Ex-ante-Untersuchung zur Ableitung
konkreter Untersuchungsgegenstände
zur Integration des Ressourcenschutzes
in UVS- und SUP-Verfahren sowie eine
Fallstudienanalyse von UVPen und SUPen.
Anhand von acht UVPen und vier
SUPen1 wurde untersucht, welche mögli-
chen Ressourcenschutzbezüge die Vorha-
ben bzw. Pläne und Programme aufwei-
sen könnten und welche bereits tatsäch-
lich beschrieben und bewertet wurden.
Bei der Auswahl der Fallstudien wurde
sowohl der thematischen Vielfalt der
Umweltprüfungen als auch der föderalen
Struktur Deutschlands Rechnung getra-
gen: Die Fallbeispiele stammen aus sechs Sc
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Abbildung 1: Definition des Begriffs natürliche Ressource (nach UBA 2012: 
17, 22)
Bundesländern (Baden-Württemberg,
Bayern, Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern und Nordrhein-West-
falen) bzw. beziehen sich auf das gesam-
te Bundesgebiet und behandeln sechs
verschiedene Klassen von Vorhaben nach
Anlage 1 UVPG bzw. vier verschiedene
Klassen von Plänen und Programmen
nach Anlage 3 UVPG.
Welche Defizite bestehen?
Als „Defizit“ werden im nachfolgenden
Text die methodische/inhaltliche Unvoll-
ständigkeit von Umweltprüfungen vor
dem Hintergrund der sich aus der Ex-
ante-Untersuchung herauskristallisie-
renden Ressourcenschutzaspekte von
bau-, anlagen- und betriebsbedingten
Wirkungen der Vorhaben, Pläne und Pro-
gramme verstanden.
Dabei muss betont werden, dass ein
umfassender Ressourcenschutz nicht
ausschließlich durch die stärkere Veran-
kerung in den Umweltprüfungen erreicht
werden kann. Die Umweltprüfungen sind
vielmehr eines von zahlreichen Instru-
menten, die den Schutz natürlicher Res-
sourcen auf unterschiedlichen Ebenen
und mit unterschiedlichen Ansätzen wie
Ordnungsrecht, Anreizsystemen etc.
stärken können. Dazu zählen unter ande-
rem gesetzliche Grundlagen wie das
Kreislaufwirtschaftsgesetz, europäische
Richtlinien wie die Ökodesign-Richtlinie
oder auch Produktzertifizierungen wie
das „Blaue Engel“-Label.
Grundsätzliche Defizite
(a) Zu enge zeitliche und räumliche
Grenzen: In der Planungspraxis fokussie-
ren die Umweltprüfungen auf die Aus-
wirkungen von Vorhaben und Plänen/
Programmen auf die abiotischen und
biotischen Schutzgüter und deren Wech-
selwirkungen. Dies erfolgt i.d.R. inner-
halb unkonkreter zeitlicher und ver-
gleichsweise enger räumlicher Grenzen,
die sich an der maximalen räumlichen
Reichweite der möglichen Umweltaus-
wirkungen der Vorhaben, Pläne und Pro-
gramme orientieren.
Diese zeitlichen und räumlichen
Grenzen sind für eine Betrachtung der
bau-, anlage- und betriebsbedingten In-
anspruchnahme der natürlichen Res-
sourcen durch Vorhaben und Pläne/Pro-
gramme nicht zwangsläufig geeignet,
wenn z. B. der baubedingte Verbrauch
von nicht erneuerbaren Primärrohstof-
fen berücksichtigt werden soll (inkl. der
Umweltwirkungen durch Gewinnung,
Weiterverarbeitung und Transport). Ein
weiteres Beispiel sind Produktionsanla-
gen, bei denen die vorgesehenen Pro-
duktionsprozesse (Rohstoff- bzw. Mate-
rialzu- und -abflüsse sowie mögliche
Produktrückführungsstrategien) im Ver-
gleich zu den bau- und anlagebedingten
Wirkungen eine ungleich größere Be-
deutung für den Ressourcenschutz haben
(Stoffströme von der Gewinnung über
Veredelung, Endprodukt, Gebrauch, Wie-
derverwendung/Verwertung bis zur Ent-
sorgung). Somit sind als ein grundsätzli-
ches Defizit der eingeschränkte Untersu-
chungsraum und damit die Ausblendung
vor- und nachgelagerter sowie betriebs-
bedingter Ressourceninanspruchnahmen
anzusehen. Dies trifft selbst dann zu,
wenn z. B. im Fall der Rohstoffgewin-
nung die Anlage im Genehmigungsver-
fahren eine UVP durchlief. Denn es ver-
bleibt zumindest eine Bilanzierungs-
lücke, die durch Transport, ggf. Weiter-
verarbeitung und Nutzung des Rohstoffs
und den damit verbundenen Umweltwir-
kungen sowie Material- und Energiever-
bräuchen verursacht ist.
(b) Inkonsistenz bei betriebsbeding-
ten Ressourceninanspruchnahmen: Im
Hinblick auf die betriebsbedingten Res-
sourceninanspruchnahmen fällt eine ge-
wisse Inkonsistenz in der UVP-/SUP-Pra-
xis ins Auge. Während beispielsweise
die Auswirkungen Schadstoffimmissio-
nen und Lärm auf die Schutzgüter durch
Verkehrszunahmen infolge von Verkehrs-
infrastrukturmaßnahmen oder Gewerbe-
und Industrieanlagen regelmäßig in der
Erfassung, Beschreibung und Bewertung
von Vorhaben und deren Varianten
berücksichtigt werden, wird die pro-
jektbedingte Zunahme von Ressourcen-
inanspruchnahmen – sei es als Energie-
träger oder als Primärrohstoffe für Pro-
duktionsprozesse – ausgeklammert.
(c) Perspektive der Betrachtung: Mit
Blick auf die Betrachtung in den unter-
suchten UVP- und SUP-Verfahren lässt
sich feststellen, dass nicht-erneuerbare
Primärrohstoffe (Bodenschätze nach § 3
Abs. 1 BBergG) bisher nicht aus einer
Ressourcenschutz-, sondern aus einer
Ressourcennutzungsperspektive be-
trachtet werden. Die derzeitige Betrach-
tung beschränkt sich auf den Schutz von
Lagerstätten vor konkurrierenden Flä-
chennutzungen und zielt damit weniger
auf den Schutz des Vorkommens als viel-
mehr auf die Sicherstellung einer Aus-
beutung in naher Zukunft ab, die entwe-
der unter dem Schutzgut Mensch oder
sonstige Sachgüter betrachtet wird.
Ein Schutz von Rohstoffvorkommen
vor der Ausbeutung, der über die Res-
sourcennutzungsperspektive hinaus-
reicht, kann aus zweierlei Gründen für
den Abbau von Bodenschätzen gerecht-
fertigt werden: Zum einen sichert die
Erhaltung von Restvorkommen an Roh-
stoffen die Handlungsspielräume zukünf-
tiger Generationen bei der Ressourcen-
nutzung und ist somit eine Frage der in-
tergenerationellen Gerechtigkeit (Art.
20a GG). Zum anderen ist das global ver-
einbarte 2-°C-Klimaschutzziel mit der
weitreichenden Ausbeutung der Lager-
stätten fossiler Energieträger nicht ver-
einbar. Das herkömmliche Instrumenta-
rium zum Klimaschutz ist nachweislich
nicht in der Lage, den Verbrauch fossiler
Energieträger zu dämpfen oder gar auf
ein akzeptables Niveau zu regulieren
(WMO 2014).2 Vor diesem Hintergrund
wäre ein Perspektivwechsel – von der
Sicherung des Rohstoffabbaus zum
Schutz von Rohstofflagerstätten vor dem
Abbau – zu legitimieren.
(d) Fehlende Bewertungsmaßstäbe:
Für die Bewertung der Umweltauswir-
kungen sind Bewertungsmaßstäbe von
größter Bedeutung (AG Qualitätsmana-
gement 2006; Gassner et al. 2010). Da es
zur Festlegung neuer Bewertungsmaß-
stäbe eines wissenschaftlichen, gesell-
schaftlichen und politischen Konsenses
bedarf, stehen für die praktische An-
wendung des Ressourcenschutzes in
UVP- und SUP-Verfahren derzeit – von
einzelnen Ausnahmen abgesehen (z. B.
Umsetzung des 30-ha-Ziels auf Landes-
ebene in fünf Bundesländern)3 – keine
verbindlichen und allgemein anerkann-
ten Bewertungsmaßstäbe zur Verfügung.
Schutzgutbezogene Defizite
Bei den bestehenden Schutzgütern deu-
tet die Fallstudienanalyse auf folgende
Defizite hin:
c Biologische Vielfalt: In der Regel fin-
det eine Gleichsetzung der biologi-
schen Vielfalt mit gesetzlich geschütz-
ten oder gefährdeten Pflanzen- und
Tierarten sowie gesetzlich geschütz-
ten Biotopen statt. Dies greift inso-
fern zu kurz, als die Gefährdung oder
der Schutzstatus von Arten für die
biologische Vielfalt nicht von vorran-
giger Bedeutung sind.
c Boden: Im Schutzgut Boden kommt es
in der Praxis oft zu einer Vermi-
schung der Begriffe Boden (qualitati-
ve und quantitative Dimension) und
Fläche (ausschließlich quantitative
Dimension), die unterschiedliche
natürliche Ressourcen darstellen (UBA
2012).
c Wasser: Die Produktionsfunktion (In-
anspruchnahme) des Wassers für
landwirtschaftliche und industrielle
Prozesse spielt in UVP und SUP bisher
keine oder allenfalls eine untergeord-
nete Rolle.
c Klima: Obwohl das Klima für sich ge-
nommen keine Ressource darstellt
(UBA 2012), beeinflusst es doch in ho-
hem Maße die natürlichen Ressourcen
Boden, Biodiversität und biogene
Rohstoffe. Besonders beim Schutzgut
Klima zeigt sich die Problematik, dass
Auswirkungen von Vorhaben, Plänen
und Programmen für sich genommen
i.d.R. keine nachweisbaren Auswir-
kungen auf das Klima haben und damitSc
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in jedem einzelnen Fall unerheblich
sind. In der Summe tragen sie jedoch
zu einer erheblichen Inanspruchnah-
me der Senkenfunktion der Atmosphä-
re für treibhauswirksame Gase und
zum Klimawandel bei, der wiederum
deutliche Auswirkungen auf das re-
gionale und lokale Klima sowie die
weiteren UVPG-Schutzgüter hat.
c Wechselwirkungen: Die zuvor unter
„allgemeine Defizite“ angesproche-
nen, zeit- und raumverschobenen so-
wie durch Vorhaben, Pläne und Pro-
gramme induzierten Wirkungen sind
kumulative Wirkungstypen, die als
Wechselwirkungen zur Zeit keine oder
wenig Beachtung finden.
Bevorstehende Änderungen des
gesetzlichen Rahmens
Durch die Änderungsrichtlinie 2014/52/
EU wird in absehbarer Zukunft der Res-
sourcenschutz stärker im UVPG veran-
kert:4 Unter anderem wird Fläche als ei-
genes Schutzgut etabliert und die
„natürlichen Ressourcen“ werden kon-
kretisiert durch den Zusatz „insbeson-
dere Boden, Flächen, Wasser und biolo-
gische Vielfalt“. Ferner werden die Min-
destangaben für den UVP-Bericht um-
fangreicher, da z. B. „eine Beschreibung
der wichtigsten Merkmale der Betriebs-
phase des Projekts (insbesondere von
Produktionsprozessen), z. B. Energiebe-
darf und Energieverbrauch, Art und
Menge der verwendeten Materialien und
natürlichen Ressourcen (einschließlich
Wasser, Flächen, Boden und biologische
Vielfalt)“ enthalten sein muss (Anhang
Nr. 1 lit. c UVP-Änderungs-RL). Ferner ist
bei der Beschreibung der möglichen er-
heblichen Projektauswirkungen infolge
der Nutzung der natürlichen Ressourcen
soweit möglich die nachhaltige Verfüg-
barkeit dieser Ressourcen zu berück-
sichtigen. Diese Richtlinie ist bis zum
16.05.2017 in nationales Recht umzuset-
zen.
Wie kann eine (weitere) Stär-
kung des Ressourcenschutzes in
der UVP-Praxis aussehen?
Ansätze zur Behebung 
grundsätzlicher Defizite
(a) Zu enge zeitliche und räumliche
Grenzen: Die Abgrenzung des Untersu-
chungsraums auf Grundlage der räumli-
chen Reichweite der möglichen Umwelt-
wirkungen ist für den Ressourcenschutz
zu kurz gegriffen und es gilt diskontinu-
ierlich weitere Räume in die Betrach-
tung mit einzubeziehen (vgl. Rassmus et
al. 2001). Dies wirft selbstverständlich
Fragen nach der Nachvollziehbarkeit von
Stoffströmen und projektbezogenen in-
direkten Effekten auf. Zunehmend bieten
differenzierte Rohstoff- und Produkt-
Kennzahlen zum Rohstoffverbrauch und
zur Bilanzierung der damit verbundenen
Umweltauswirkungen (Giegrich et al.
2012; Ökobau.dat,5 EPD - Umwelt-Pro-
duktdeklarationen6) Möglichkeiten für
eine praxisnahe Erfassung und Bewer-
tung auf Grundlage von zukünftig um-
fangreicheren Vorhabenbeschreibungen.
Nur falls diese Kennzahlen nicht ver-
fügbar sind und sie sich im Scoping den-
noch als essenziell notwendig für die
Beschreibung und Bewertung der Um-
weltwirkungen darstellen, ist es erfor-
derlich, einen anderen methodischen
Ansatz zu verfolgen. Dabei bietet sich in
erster Linie die Materialflussanalyse
(MFA) an. Unter dem Begriff der Materi-
alflussanalyse versammelt sich eine
ganze Reihe verschiedener methodi-
scher Ansätze. Mit Umweltbelastungen
von Substanzen, Stoffen oder Produkten
in bestimmten Regionen befassen sich
vorrangig MSA (Materials System Analy-
sis) und LCA (Life Cycle Assessments).
Diese ergeben einen vollständigen und
in sich konsistenten Überblick über alle
physischen Flüsse und Bestände in einem
System. Durch die Bilanzierung von
Inputs und Outputs werden die Flüsse
und die damit zusammenhängenden Um-
weltbelastungen durch die Inan-
spruchnahme natürlicher Ressourcen so-
wie ihre konkreten Ursachen deutlich.
(b) Inkonsistenz bei betriebsbeding-
ten Ressourceninanspruchnahmen: Trotz
nachvollziehbarer Gründe für die un-
gleiche Betrachtung der betriebsbeding-
ten Auswirkungen, die sich z. T. mit un-
zureichender Datenverfügbarkeit, der
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen und der in der Entschei-
dungsmacht des Betreibers liegenden
Veränderbarkeit von Produktionsprozes-
sen erklären (z. B. im Fall von nutzungs-
offenen Produktionsanlagen), muss der
Tatsache Rechnung getragen werden,
dass die betriebsbedingten Wirkungen
für Ressourceninanspruchnahme und
Umweltbelastung i.d.R. relevanter als
die bau- und anlagebedingten Wirkun-
gen sind. Daher müssen die betriebsbe-
dingten Auswirkungen wesentlich um-
fassender in den Umweltprüfungen
berücksichtigt werden.
(c) Perspektive der Betrachtung:
Schutz von Rohstofflagerstätten vor dem
Abbau und damit Sicherung der Lager-
stätten durch Erfassung der aktuellen
und potenziellen Reserven und Festle-
gung des derzeitigen und zukünftigen
nationalen Bedarfs zur Rationierung der
Vorkommen.
(d) Fehlende Bewertungsmaßstäbe:
Essenziell ist es, analog zu anderen
Schutzgütern des UVPG auch für den Res-
sourcenschutz Bewertungsmaßstäbe in
Form von Grenz-, Schwellen- oder Orien-
tierungswerten zu etablieren. Diese Be-
wertungsmaßstäbe sind eine Vorausset-
zung für die Bearbeitung des Ressour-
censchutzes in den Umweltprüfungen
und erfordern einen fachlichen, rechtli-
chen und gesellschaftlichen Diskurs.
Ansätze zur Behebung 
schutzgutbezogener Defizite
Den zuvor beschriebenen schutzgutbe-
zogenen Defiziten könnte durch folgende
Ansätze begegnet werden:
c Biologische Vielfalt: Zusätzliche Be-
trachtung der Arten, für die Deutsch-
land eine besondere Verantwortung
trägt („Arten nationaler Verantwort-
lichkeit Deutschlands“),7 Arten- und
Biotoppotenzialanalyse (z. B. Arten-
potenzialkarte auf Grundlage der
Struktur- und Nutzungskartierung
SNK+ – Bayerische Verwaltung für
Ländliche Entwicklung 2012), um die
direkten und indirekten Wirkungen
der Vorhaben bzw. Pläne/Programme
auf Lebensräume und Arten (und da-
mit die genetische Vielfalt) besser zu
berücksichtigen sowie Berücksichti-
gung der Agrobiodiversität in den Be-
reichen Landwirtschaft (pflanzliche/
tierische Erzeugung), Forstwirtschaft,
Jagd und Fischerei (BMELV 2009).
c Boden: Im Schutzgut Boden sind die
Dimensionen Boden (qualitative und
quantitative Dimension) und Fläche
(ausschließlich quantitative Dimensi-
on) strikt zu trennen, da es sich um
unterschiedliche natürliche Ressour-
cen handelt (UBA 2012). Für die Res-
source Fläche kann ein Bewertungs-
maßstab aus dem 30 ha-Ziel der Bun-
desregierung (BMU 2007; Walz et al.
2009) oder dem Netto-Null-Flächen-
verbrauchsziel der Europäischen
Kommission (COM 2011b) entwickelt
werden.
c Wasser: Die Produktionsfunktion des
Wassers für landwirtschaftliche und
industrielle Prozesse kann in UVS und
SUP im Sinne einer ganzheitlichen
Betrachtung unter Berücksichtigung
der Wasserbilanz des betroffenen
Einzugsgebiets oder Teileinzugsge-
biets bewertet werden. Dazu sind z.B.
für das Grundwasser beruhend auf
der Wasserbilanz des (Teil-)Einzugs-
gebiets Obergrenzen der Entnahme
festzulegen und die Entnahme von
Grundwasser zentral zu erfassen, um
kumulative Wirkungen darzustellen.
c Klima: Anstelle der Quantifizierung
der projekt- und plan-/programmbe-
zogenen Auswirkungen auf das Klima
und den damit verbundenen Schwie-
rigkeiten (Erheblichkeitsnachweis)
kann alternativ ein Klimaschutz-Prüf-
verfahren in die Umweltprüfungen in-
tegriert werden (vgl. BMLFUW 2010).
Dieses Verfahren prüft, ob das ge-
plante Vorhaben bzw. Plan/Programm
hinsichtlich Vermeidungs- und Minde- Sc
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rungsmaßnahmen zum Klimaschutz
dem Stand der Technik entspricht.
Dieser pragmatische Ansatz stellt al-
lerdings nicht sicher, dass in der
Summe einzelner Vorhaben die natio-
nalen Klimaschutzziele erreicht wer-
den.
c Wechselwirkungen: Je nachdem wel-
che zeit- und raumverschobenen oder
induzierten Wirkungen betrachtet
werden, ist die räumliche und zeitli-
che Abgrenzung des Untersuchungsge-
biets für die betroffenen UVPG-
Schutzgüter zu erweitern. Für diese
Betrachtung kommen zudem Rohstoff-
und Produkt-Kennzahlen zum Roh-
stoffverbrauch und zur Bilanzierung
der damit verbundenen Umweltaus-
wirkungen in Betracht.
Geeignete Indikatoren 
zur Darstellung
Aufbauend auf den unterschiedlichen
konzeptionellen Ansätzen zur ErfassungSc
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Tabelle 1:  Erläuterungen zu Wirkungsindikatoren, Einzelparametern (Auswahl) und aggregierten Kennzahlen der Umweltpro-
file nach Giegrich et al. (2012)
Wirkungsindikator Einheit Erläuterung (PE International 2011)
Abiotischer Ressour- kg Sb-Äq./t Der abiotische Ressourcenverbrauch umfasst alle nicht erneuerbaren Primärrohstoffe
cenverbrauch (ADP – (mineralische und fossile Rohstoffe). Als Grenze zwischen erneuerbaren und nicht
Abiotic Depletion erneuerbaren Rohstoffen wird der Zeitraum von 500 Jahren definiert. Der Wirkungs-
Potenzial)* indikator beschreibt die Verringerung des Bestands an nicht erneuerbaren Primär-
rohstoffen unter Verwendung von Antimon (Sb) als Bezugsgröße.
Versauerung (AP – kg SO2-Äq./t Die Versauerung von Böden und Gewässern infolge der Verringerung des pH-Werts 
Acidification von Regenwasser und Nebel wird verursacht durch die Umwandlung von Luftschad-
Potential) stoffen (v. a. Schwefeldioxid und Stickoxide) in Säuren. Das Versauerungspotenzial
wird in Schwefeldioxid-Äquivalent (SO2-Äq.) angegeben.
Terrestrische und kg PO4-Äq./t Unter Eutrophierung versteht man die Anreicherung von Nährstoffen in aquatischen 
aquatische Eutro- oder terrestrischen Lebensräumen. Die Nährstoffe stammen aus Luftschadstoffen, 
phierung (EP – Eutro- Abwässern und der Düngung in der Landwirtschaft. Das Eutrophierungspotenzial wird
phication Potential) als Phosphat-Äquivalent (PO4-Äq.) angegeben.
Treibhauseffekt kg CO2-Äq./t Das Treibhauspotenzial wird in Kohlendioxid-Äquivalent (CO2-Äq.) angegeben. Der 
(GWP – Global Treibhauseffekt aller Treibhausgas-Emissionenwird ins Verhältnis zu CO2 gesetzt. Da
Warming Potential) die Verweildauer der Gase in der Atmosphäre in die Berechnung mit einfließt, muss
der betrachtete Zeithorizont angegeben werden, üblich ist ein Bezugszeitraum von
100 Jahren.
Sommersmog (POCP – kg Ethen-Äq./t Bodennahes Ozon ist ein schädliches Spurengas, das zu Vegetations- und Material
Photochemical Ozone schäden führen kann und in höheren Konzentrationen humantoxisch wirkt. Aus Stick-
Creation Potential) oxid und Kohlenwasserstoffen entsteht unter Einwirkung von Sonnenstrahlung u. a.
das stark oxidierend wirkende Ozon (sog. Sommersmog). Das Photooxidantienpoten-
zial (POCP) wird als Ethen-Äquivalent (C2H4-Äq.) angegeben.
Einzelparameter Einheit Erläuterung (Giegrich et al. 2012)
Gewässeremission g/t An Aktivkohle adsorbierbare organische Halogenverbindungen in Gewässern, die
(AOX) hauptsächlich aus industriellen und gewerblichen Quellen stammen.
Flächenverbrauch m2/t –
Aggregierte Kennzahlen Einheit Erläuterung (Giegrich et al. 2012; UBA 2012)
Kumulierter Rohstoff- kg/t Summe aller eingehenden Rohstoffe zur Bereitstellung des Produkts – außer Wasser 
aufwand (KRA) und Luft – ausgedrückt in Gewichtseinheiten (untergliedert nach Energie- und Metall-
rohstoffen, Steine und Erden sowie sonstigen mineralischen Rohstoffe)
Globaler Materialauf- t/t Materialindikator, der auch die ungenutzten Materialien einbezieht
wand (TMR) (engl.: TMR – total material requirement)
Kumulierter Energie- MJ/t Gesamtheit des primärenergetisch bewerteten Aufwands, der im Zusammenhang mit 
aufwand (KEA) der Herstellung eines Produkts entsteht (untergliedert nach fossilen, nuklearen, 
erneuerbaren und sonstigen Energieträgern). Neben der energetischen Verwendung
werden der nicht-energetische Verbrauch sowie der stoffgebundene Energieinhalt
berücksichtigt.
Kumulierter Energie- MJ/t Gesamtheit des primärenergetisch bewerteten Verbrauchs, der im Zusammenhang mit 
verbrauch (KEV) der Herstellung eines Produkts entsteht (untergliedert nach fossilen, nuklearen, 
erneuerbaren und sonstigen Energieträgern). Der KEV unterscheidet sich vom KEA 
dadurch, dass ausschließlich energetisch verwendete Rohstoffe für eine energetische
Bewertung herangezogen werden.
* Dieser Wirkungsindikator ist nicht in den Umweltprofilen nach Giegrich et al. (2012) enthalten, sondern z. B. in der
ökobau.dat (http://www.oekobaudat.de/)
der Inanspruchnahme natürlicher Res-
sourcen ergeben sich unterschiedliche
Indikatorensets, die in UVP- und SUP-
Verfahren zum Einsatz kommen könnten.
Das UFOPLAN-Forschungsvorhaben
„Indikatoren/Kennzahlen für den Roh-
stoffverbrauch im Rahmen der Nachhal-
tigkeitsdiskussion (FKZ 205 93 368)“ ent-
wickelte für Rohstoffe und einzelne
Halb- und Fertigwaren Parameter (Wir-
kungsindikatoren, Einzelparameter und
aggregierte Kennzahlen), die die Um-
weltauswirkungen und stofflichen und
energetischen Inanspruchnahmen be-
schreiben (Giegrich et al. 2012). Mit die-
sem Indikatorenansatz soll beispielhaft
verdeutlicht werden, wie die Umwelt-
wirkungen von vorhabens- und planbe-
zogenen Ressourceneinsätzen quantifi-
ziert werden können. In dem For-
schungsvorhaben wurden 131 Umwelt-
profile für Metalle und Erze, minerali-
sche Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren,
Energierohstoffe, biotische und sonstige
Rohstoffe erstellt. Neben den Metadaten
(Systemraum, räumlicher und zeitlicher
Bezug) und den Angaben zur weltweiten
Verfügbarkeit, Förderung und Herstel-
lung enthalten diese die entscheidenden
Angaben zu Wirkungsindikatoren, Ein-
zelparametern und aggregierten Kenn-
zahlen (Erläuterungen siehe Tabelle 1).
(a) Die Wirkungsindikatoren be-
schreiben für eine Bezugsgröße (1 t) der
betrachteten Ressource den Beitrag zum
Treibhauseffekt (GWP), zur Versauerung
(AP), zum Sommersmog (POCP) sowie zur
terrestrischen und aquatischen Eutro-
phierung (EP).
(b) Die Einzelparameter geben für
eine Bezugsgröße (1 t) der betrachteten
Ressource die Luftemission (Gesamt-
staub, PM10), die Gewässeremission
(AOX) und den Flächenverbrauch an.
(c) Die aggregierten Kennzahlen
summieren den Rohstoff- und Material-
aufwand sowie den Energieaufwand und
-verbrauch für eine Bezugsgröße (1 t)
der betrachteten Ressource: Kumulierter
Rohstoffaufwand (KRA), Globaler Materi-
alaufwand (TMR), Kumulierter Ener-
gieaufwand (KEA) und Kumulierter Ener-
gieverbrauch (KEV).
Für einzelne Wirkungsindikatoren
kann ein Bezug zu dem nationalen Be-
wertungsmaßstab (UEBEL) hergestellt
werden, der ebenfalls im o. g. For-
schungsvorhaben entwickelt wurde. Die
Einheit UEBEL (für „Umwelteinwirkungs-
belastung“) beschreibt das zulässige
Maß der Belastung einzelner UVPG-
Schutzgüter auf nationaler Ebene, bei
der der langfristige und nachhaltige
Schutz des jeweiligen Schutzgutes noch
gewährleistet ist (vgl. Giegrich et al.
2012: 28). Diese nationalen Obergrenzen
der Umweltbelastung beziehen sich auf
die Schutzgüter Klima, Luft, Gewässer
und Boden (i. S. von Fläche). Allerdings
haben nicht alle Wirkungsindikatoren
einen Bezug zu den UEBEL-Grenzwerten,
z. B. liegen für „Sommersmog“ oder „Eu-
trophierung“ (aquatische/terrestrische)
keine UEBEL-Grenzwerte vor.
Skizzierung möglicher Prüfmethoden
Im Forschungsvorhaben wurden praxis-
nahe, ressourcenschutzbezogene Prüf-
methoden für konkrete Betrachtungsde-
fizite entwickelt, von denen ein Beispiel
in Abbildung 2 skizziert wird. Anhand
des Neubaus eines Autobahnteilstücks
(Abbildung 3) wird dargestellt, wie eine
Bewertungsmethode in einer Umwelt-
prüfung ablaufen könnte. Die Prüfme-
thode betrachtet dabei einerseits den
Ressourceneinsatz (Sachbilanz) und an-
dererseits die mit dem Ressourcenein-
satz verbundenen Umweltwirkungen
(Wirkbilanz). Nicht betrachtet werden
betriebsbedingte Umweltauswirkungen
des Ressourceneinsatzes durch den
Kraftstoffverbrauch der Fahrzeuge in
der Nutzungsphase der Autobahn.
Das Kernelement der Prüfmethode
ist die Wirkungsanalyse sowie die gut-
achterliche Darstellung. Diese beiden
Schritte werden in Tabelle 2 dargestellt.
Anhand der Mengenangaben und der
Kennzahlen können die Ressourceninan-
spruchnahmen für die einzelnen Bau-
stoffe dargestellt und summiert werden.
Anhand eines fiktiven Richtwerts kann in
der Folge festgestellt werden, ob er
überschritten wird und Vermeidungs-,
Verminderungs- oder Kompensations- Sc
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Abbildung 2:  Eckpunkte eines praxisnahen Bewertungsverfahrens „Inan-
spruchnahme von Rohstoffen mit hohem quantitativen Aufkommen“
am Beispiel eines Autobahnneubaus
maßnahmen erforderlich sind. Aller-
dings macht das Beispiel auch deutlich,
dass zur Beurteilung einheitliche Richt-
werte festgelegt werden müssen. Ferner
schließt sich die Frage an, wie bei meh-
reren Parametern mit gegenläufigen
Richtwertunter- und -überschreitungen
umzugehen ist: Werden diese streng ge-
trennt betrachtet oder können diese zu-
sammenfassend bewertet werden? In je-
dem Fall wird die Bewertung des Res-
sourcenverbrauchs mit steigender An-
zahl an Parametern komplexer.
Neben dem hier aufgeführten Bei-
spiel wurden im Forschungsvorhaben
weitere Prüfmethoden skizziert, die im
Folgenden stichpunktartig aufgeführt
sind:
c Verlust von Böden bei der Gewinnung
und Verarbeitung von nicht erneuer-
baren mineralischen und fossilen
Rohstoffen,
c Verlust von Flächen/Flächeninan-
spruchnahme: Prüfung des vorha-
bens- bzw. plan-/programmbezoge-
nen Flächenverbrauchs anhand eines
regionalisierten Flächensparziels,
c Wasserinanspruchnahme im Produk-
tionsprozess in der Betriebsphase:
Prüfung der betriebsbedingten Was-
serinanspruchnahme in Abhängigkeit
von der regionalen Wasserverfügbar-
keit,
c Degradierung von Böden durch Ener-
giepflanzenanbau: Prüfung der Aus-
wirkung einer Biogasanlage auf die
Böden der Umgebung in Folge des
Energiepflanzenanbaus,
c Rohstoffe mit hoher Kritikalität: Prü-
fung, ob das Vorhaben, Plan/Pro-
gramm dem Stand der Technik im Hin-
blick auf sparsame, effiziente und re-
zyklierbare Verwendung kritikaler
Rohstoffe entspricht,
c Rohstoffe mit hohem ökologischen
Schadenspotenzial: Prüfung mittels
Wirkungsindikatoren.
Forschungsbedarf
Räumliche und zeitliche Abgrenzung
des Untersuchungsraums
Es besteht noch Forschungsbedarf, in-
wiefern die Berücksichtigung des Res-
sourcenschutzes zu einer tatsächlichen
geographischen Erweiterung des Unter-
suchungsgebiets bzw. zu einer Ausdeh-
nung des Beurteilungszeitraums der
Wirkungsanalyse führt oder ob diese
Perspektive ausschließlich über die Nut-
zung von Kennzahlen und Indikatoren
abgedeckt werden kann. Denkbar wäre
die räumliche Erweiterung, wenn ein
unmittelbarer Bezug zwischen Vorhaben,
Plan und Programm und darüber hinaus-
gehenden verortbaren Umweltauswir-
kungen bzw. stofflichen und energeti-
schen Inanspruchnahmen besteht. Die
zeitliche Erweiterung wäre denkbar,
wenn sich ressourcenschutzrelevante
Änderungen gegenüber der ursprüngli-
chen Vorhabensbeschreibung ergeben.
Ferner wäre in diesem Zusammen-
hang zu prüfen, wie Ressourcenverbräu-
che bei nutzungsoffenen technischen
Anlagen von Industrie oder Gewerbe er-
fasst werden können. Aktuell steht es An-
lagenbetreibern innerhalb der Vorgaben
des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchG) offen, ihre Produktionspro-
zesse eigenverantwortlich mit Auswir-
kungen auf die Ressourceninan-
spruchnahme zu gestalten bzw. zu verän-
dern, ohne eine erneute Umweltprüfung
zu durchlaufen. Eine erneute Genehmi-
gung ist nur bei einer wesentlichen Än-
derung einer genehmigungsfähigen An-
lage erforderlich (§ 16 Abs. 1 BImSchG);
die Genehmigung einer Anlage kann sich
auf Antrag auf unterschiedliche Be-
triebsweisen und Stoffe erstrecken (§ 6
Abs. 2 BImSchG).
Bewertungsmaßstäbe/Zielgrößen für
unterschiedliche Maßstabsebenen
Der zentrale Forschungsbedarf bei der
praxisorientierten Operationalisierung
des Ressourcenschutzes ist die Entwick-
lung von Bewertungsmaßstäben z. B. in
Form von Grenz-, Schwellen- und Orien-
tierungswerten für Indikatoren der Um-
weltauswirkungen bzw. die Kennzahlen
der stofflichen und energetischen Inan-
spruchnahmen. Diese müssten analog zu
anderen schutzgutbezogenen Umwelt-
wirkungen für den Ressourcenschutz
etabliert werden. Derzeit bestehet auf
europäischer Ebene (u. a. 20-20-20-Ziel
für THG-Emissionen, erneuerbare Ener-
gieversorgung und Energieeffizienz)
und nationaler Ebene (u. a. Nationale
Nachhaltigkeitsstrategie: 30-ha-Flä-
chensparziel und Verdoppelung der Roh-
stoffproduktivität bis 2020, Nationale
Strategie zur biologischen Vielfalt) be-
reits eine Vielzahl von Zielvorgaben.
Diese sind für UVP- und SUP-Verfahren
insbesondere auf regionaler und lokaler
Ebene allerdings derzeit nicht operatio-
nalisiert. Darüber hinaus existieren in
der Literatur ökologische Grenzen für
verschiedene Umweltbereiche wie
Flächennutzung, Biodiversität, Eutro-
phierung, Wasserverbrauch, um ein risi-
koarmes Niveau der Umweltnutzung zu
erreichen (vgl. Rockström et al. 2009b;
Giegrich et al. 2012; Nykvist et al. 2013;
UNEP GRID-Geneva 2013). Aus diesen
lassen sich jedoch gleichfalls keine kon-
kreten Vorgaben für einzelne Regionen
bzw. Vorhaben, Pläne und Programme
ableiten.
In Ergänzung zu der oben erwähnten
Regionalisierung von Zielvorgaben kann
die Etablierung von Zielvorgaben für
SUP- und UVS-Verfahren auch anderwei-
tig erfolgen. Analog zu den Bewertungs-
maßstäben des BNB (Bewertungssystem
Nachhaltiges Bauen)8 könnten auch
Richtwerte für vorhabenrelevante Ein-
heiten die Bewertung des Ressourcen-
verbrauchs und der stofflichen und
energetischen Inanspruchnahmen in der
Umweltprüfung ermöglichen. Diese
Richtwerte könnten für definierte Bau-
einheiten (z. B. 1 km Straßenabschnitt je
Straßenkategorie, 1 qm Wohnfläche) undSc
hw
er
pu
nk
t
Schwerpunktthema
192 KUHLMANN et al. | UVP-report 28 (3+4): 186-194 | 2014
Abbildung 3: Neubau eines Autobahnteilstücks (Foto: Ina Oswald)
sogar Produkte und Anlagenteile festge-
legt werden (vgl. Abbildung 2). For-
schungsbedarf besteht somit darin, die-
se Richtwerte so zu entwickeln, dass sie
für Vorhaben und unterschiedliche
räumliche Voraussetzungen anwendbar
sind.
Weiterentwicklung 
von Prüfmethoden
Im Forschungsvorhaben wurden mögli-
che praxisnahe, ressourcenschutzbezo-
gene Prüfmethoden für konkrete Be-
trachtungsdefizite entwickelt, von denen
ein Beispiel in Abbildung 2 skizziert
wird. Da nicht für alle Betrachtungsdefi-
zite eine Prüfmethode entwickelt wer-
den konnte, besteht einerseits der For-
schungsbedarf zur Entwicklung weiterer
Prüfmethoden. Andererseits stellen die-
se Methoden erste Überlegungen dar,
die auf ihre Anwendbarkeit (methodisch,
rechtlich, volkswirtschaftlich) zu unter-
suchen und weiter auszuarbeiten sind.
Anmerkungen
1 Die UVP und SUP waren bis auf zwei Ausnah-
men öffentlich zugänglich, wurden zwischen
2004 und 2013 erstellt und decken folgende
Bereiche ab: Wärmeerzeugung, Bergbau und
Energie; Verwertung und Beseitigung von Ab-
fällen und sonstigen Stoffen; Abfalldeponien;
Wasserwirtschaftliche Vorhaben mit Benutzung
oder Ausbau eines Gewässers; Verkehrsvorha-
ben; Leitungsanlagen und andere Anlagen;
Raumordnungsplanungen nach § 8 des Raum-
ordnungsgesetzes; Bauleitplanungen nach den
§§ 6 und 10 des Baugesetzbuchs; Bundesfach-
planungen nach den §§ 4 und 5 des Netzaus-
baubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz.
2 Zwischen 2012 und 2013 wurde der stärkste
Anstieg der durchschnittlichen globalen CO2-
Konzentration in der Luft bezogen auf die ver-
gangenen 30 Jahre gemessen (WMO 2014).
3 http://www.umweltbundesamt.de/themen/
boden-landwirtschaft/flaechensparen-boeden-
landschaften-erhalten [21.11.2014]
4 Dies gilt (vorerst) nur für die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und nicht die SUP.
5 http://www.nachhaltigesbauen.de/oekobau
dat/ [21.11.2014]
6 Z.B. http://bau-umwelt.de/hp474/Umwelt-
Produktdeklarationen-EPD.htm [21.11.2014]
7 Solange die Verantwortungsarten (nach § 54
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) noch nicht feststehen,
können ersatzweise die vom BfN veröffentlich-
te Gutachten herangezogen werden, die für
einzelne Artengruppen bereits Verantwortungs-
arten angeben (http://www.bfn.de/0302_verant
wortungsarten.html) [21.11.2014]
8 https://www.bnb-nachhaltigesbauen.de/
[21.11.2014]
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